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Terminhinweise für Medien

Donnerstag, 6. Februar, 14 Uhr, Litfaßsäule am Viktualienmarkt (ge-
genüber Metzgerzeile)
Oberbürgermeister Dieter Reiter und FC Bayern-Präsident Herbert Hainer 
starten die Kampagne „Die Würde des Menschen ist unantastbar! Wählen 
gehen für Demokratie und Menschen-rechte.“ mit der ersten Plakatierung 
des Kampagnenmotivs im öffentlichen Raum. Zwischen dem 6. und dem 
23. Februar wird das Plakat stadtweit auf Stromkästen und an U-Bahn-
Rolltreppen zum Beispiel am Marienplatz, Hauptbahnhof, Sendlinger Tor-
Platz und Olympiazentrum zu sehen sein, ebenso in vielen Einrichtungen. 
Achtung Redaktionen: Dieser Termin ist für Fotografen geeignet.

Donnerstag, 6. Februar, 18 Uhr, Katholische Akademie in Bayern, Kar-
dinal Wendel Haus, Mandlstraße 23
Zum Jahresempfang des BUND Naturschutz in Bayern e.V. spricht Stadträ-
tin Dr. Julia Schmitt-Thiel (SPD/Volt-Fraktion) in Vertretung des Oberbürger-
meisters ein Grußwort.

Freitag, 7. Februar, 10 Uhr, Rathaus, Grütznerstube
Der Referent für Arbeit und Wirtschaft und Wiesnchef Clemens Baumgärt-
ner stellt das offizielle Motiv zum Oktoberfest 2025 vor. Das Motiv wird 
auf dem offiziellen Plakat für die Wiesn werben sowie auf dem städtischen 
Sammlerkrug und einer Reihe weiterer Produkte zu sehen sein.

Freitag, 7. Februar, 11.15 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal 
Bürgermeister Dominik Krause und Mobilitätsreferent Georg Dunkel stel-
len die neuesten Zahlen zum Mobilitätsverhalten der Münchner Bevölke-
rung vor: Wie häufig wird zu Fuß gegangen, mit dem Rad, den Öffentlichen 
oder dem Auto gefahren? Welches Verkehrsmittel wird am liebsten in der 
Freizeit genutzt, welches am häufigsten für den Weg zur Arbeit, und wie 
hat sich dadurch der Modal Split für München entwickelt? Die Haushalts-
befragung „Mobilität in Städten – System repräsentativer Verkehrsbefra-
gungen (SrV) 2023“ der TU Dresden liefert auf diese und andere Fragen 
eine Antwort. 
Achtung Redaktionen: Um eine Anmeldung per E-Mail an presse.mor@ 
muenchen.de wird bis Donnerstag, 6. Februar, 12 Uhr, gebeten.
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Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 11. Februar, 19 Uhr, Saal der Gaststätte Zunfthaus, Thalkirch-
ner Straße 76 (Zugang ist nicht rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 2 (Ludwigsvorstadt-Isarvorstadt).

Dienstag, 11. Februar, 18.30 Uhr, Mensa der Anita Augspurg BOS, Bri-
enner Straße 37 (Zugang ist nach Anmeldung rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt). Zu Beginn der Sitzung 
findet eine Bürgersprechstunde statt.

Dienstag, 11. Februar, 19.30 Uhr, Pfarrsaal St. Rupert, Gollierstraße 61 
(Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 8 (Schwanthalerhöhe). Auf der Tagesord-
nung stehen auch Bürgerfragen.

Dienstag, 11. Februar, 19.30 Uhr, Saal des Gehörlosenzentrums, Lohen-
grinstraße 11 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 13 (Bogenhausen).

Dienstag, 11. Februar, 19.30 Uhr, Stadtteilkulturzentrum Giesinger 
Bahnhof, Gepäckhalle, Giesinger Bahnhofplatz 1 (Zugang ist rollstuhl-
gerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 17 (Obergiesing-Fasangarten). Auf der Ta-
gesordnung stehen auch Bürgerfragen.

Dienstag, 11. Februar, 19 Uhr, Pfarrsaal St. Johann Baptist, Fellerer-
platz 7 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 19 (Thalkirchen-Obersendling-Forsten-
ried-Fürstenried-Solln). Zu Beginn der Sitzung findet eine Bürgersprech-
stunde statt.

Dienstag, 14. Januar, 19 Uhr, Mensa Grundschule Theodor-Fischer- 
Straße (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 23 (Allach-Untermenzing). Zu Beginn der-
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt.

Dienstag, 11. Februar, 19 Uhr, Kulturzentrum 2411, Blodigstraße 4 (Zu-
gang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 24 (Feldmoching-Hasenbergl). Auf der Ta-
gesordnung stehen auch Bürgerfragen.
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Meldungen

Wissenschaftliche Aufarbeitung der Unrechtserfahrung in Heimen startet
(4.2.2025) Sozialreferentin Dorothee Schiwy und der Vorsitzende der unab-
hängigen Expert*innenkommission Ignaz Raab haben heute auf einer Pres-
sekonferenz das Kooperationsprojekt zur wissenschaftlichen Aufarbeitung 
der Geschehnisse in städtischen Heimen, Pflege- und Adoptivfamilien von 
1945 bis heute vorgestellt. Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) unter der 
Leitung von Professorin Dr. Sabine Walper übernimmt dabei die Aufgabe, 
Unrechtserfahrungen jeglicher Art wissenschaftlich zu untersuchen. 
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Mit der wissenschaftlichen Aufarbeitung 
nimmt die Stadt München eine deutschlandweite Vorreiterrolle ein, um das 
Unrecht, das die Menschen bei der Unterbringung in Heimen oder Adop-
tiv- und Pflegefamilien erfahren haben, systematisch aufzuarbeiten und öf-
fentlich anzuerkennen. Mit Anerkennungsleistungen in Höhe von 35 Millio-
nen Euro, die der Stadtrat im August 2024 bewilligt hat, setzt die Stadt ein 
deutliches Zeichen. Die ersten Anträge mit einer Summe von insgesamt 
930.000 Euro sind bereits ausgezahlt. Dieser Verantwortung sollten sich 
auch Bund und Land stellen.“
Die DJI-Forschenden werden der Frage nachgehen, welche Formen an 
physischer, psychischer und sexualisierter Gewalt die Betroffenen erlebt 
haben. Dazu führen sie Interviews mit Menschen, die in ihrer Kindheit und 
Jugend in Heimen oder bei Pflege- oder Adoptivfamilien lebten, und analy-
sieren Akten aus städtischen Heimen. Die wissenschaftliche Aufarbeitung 
betrifft auch die Organisationen, die solche Missstände erst ermöglicht 
haben und soll eruieren, ob es unter den Täter*innen Netzwerke gab. Be-
sondere Aufmerksamkeit werden die Forschenden dabei auf politische, 
legislative und gesellschaftliche Strukturen und Entwicklungen richten.
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Das Kooperationsprojekt soll auf Basis 
dieser Erkenntnisse einen Beitrag dazu leisten, Kinder und Jugendliche 
besser zu schützen und ihre Rechte zu etablieren. Es zielt zudem darauf 
ab, die Gesellschaft durch öffentliche Berichterstattung und durch Empfeh-
lungen für Gewalterfahrungen von Kindern und Jugendlichen zu sensibili-
sieren. Denn Kinderschutz ist Staatsaufgabe und darf nicht an den Grenzen 
der Landeshauptstadt Halt machen. Mit dem Präventionskonzept, das sich 
an die wissenschaftliche Aufarbeitung anschließen wird, sollen Vorkehrun-
gen in Einrichtungen, Pflege- und Adoptionsfamilien getroffen werden, da-
mit sich Geschehnisse aus der Vergangenheit nicht wiederholen.“
Professorin Dr. Sabine Walper, Direktorin des Deutschen Jugendinstituts: 
„Es geht darum, die Mauern der Scham und des Schweigens zu durchbre-
chen. Wir wollen herausfinden, welche Gewalttaten in der Vergangenheit 
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geschehen sind und was diese Taten ermöglicht hat. Je genauer wir die 
Risiken für sexualisierte Gewalt und Missbrauch verstehen, umso besser 
können wir diese Risiken für Kinder und Jugendliche in Zukunft verrin-
gern.“
Das Gesamtprojekt soll den Zeitraum von 1945 bis heute abdecken. Das 
DJI wird sich schwerpunktmäßig der Zeit von 1945 bis 1990 widmen. Das 
Stadtjugendamt München übernimmt die Aufarbeitung in der Zeit nach 
1990, seit das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) gilt. Anhand der Er-
gebnisse der Aufarbeitung soll ein Präventionskonzept erarbeitet werden, 
das die bestehenden Konzepte erweitert und zusätzliche Sicherheits- und 
Präventionsmaßnahmen mit aufnimmt. Die unabhängige Expert*innen-
kommission, die 2021 von der Landeshauptstadt München zur Aufarbei-
tung von Missständen in Heimen, Pflege- und Adoptionsfamilien einge-
setzt worden ist, begleitet das gesamte Projekt.
Ignaz Raab, Vorsitzender der unabhängigen Expert*innenkommission: „Ich 
freue mich, dass wir nach gut drei Jahren und der Gewinnung einer kom-
petenten Anlaufstelle beim KINDERSCHUTZ München, der Installation ei-
nes tatkräftigen und konstruktiven Betroffenenbeirats und der Entwicklung 
von Anerkennungskriterien auch den nächsten Punkt unseres Auftrages 
– die wissenschaftliche Aufarbeitung – starten können. Mit dem DJI haben 
wir ein erfahrenes und hochkompetentes Institut zum Thema Aufarbeitung 
gewonnen. Unsere Prämisse war immer Gründlichkeit vor Schnelligkeit.“

Von links nach rechts: Ignaz Raab, Vorsitzender der Expert*innenkommission, Sozialreferen-
tin Dorothee Schiwy, Professorin Dr. Sabine Walper, Direktorin des Deutschen Jugendin-
stituts, und Benno Oberleitner, Vorsitzender des Betroffenenbeirats. (Foto: Michael Nagy/
Presseamt)
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Amphibienwanderung im Frühjahr: Bitte Rücksicht nehmen 
(4.2.2025) Die ersten milden und feuchten Frühjahrestage holen jedes Jahr 
unzählige Amphibien, wie Frösche, Kröten oder Molche, aus ihrer Winter-
ruhe. Bei Temperaturen über fünf Grad verlassen die Tiere ihre Winterquar-
tiere und treten eine gefährliche Wanderung zu ihren Laichgründen an, um 
dort Eier abzulegen.
Auf diesem Weg legen viele Amphibien Strecken von mehreren hundert 
Metern zurück und überqueren dabei häufig Straßen und Wege. Darum 
bittet die Untere Naturschutzbehörde alle Autofahrer*innen um besondere 
Rücksicht.
Da die Amphibienbestände in Bayern seit Jahren rückläufig sind, wurden 
die Tiere unter besonderen gesetzlichen Schutz gestellt, der die mutwillige 
Tötung der Tiere verbietet. Da immer mehr Lebensräume der Amphibien 
bebaut werden, sind diese gezwungen, ihre Laichplätze über befahrene 
Straßen zu erreichen. Somit reicht dieser gesetzliche Schutz alleine nicht 
aus.
Vor allem bei regnerischem Wetter und in den Abend- beziehungsweise 
Nachtstunden sollten Autofahrer*innen langsam fahren, um massenhafte 
Todesfälle durch Überfahren zu vermeiden.
Die Naturschutzverbände errichten zum Schutz der Amphibien ehrenamt-
lich viele Krötenzäune, dennoch ist jede*r Einzelne aufgerufen, sich für 
den Artenschutz zu engagieren.
Die Untere Naturschutzbehörde (UNB) appelliert deshalb:
„-	 Beachten Sie die Hinweisschilder zur Amphibienwanderung und 
		  passieren Sie markierte Stellen langsam und rücksichtsvoll.
	 -	 Reduzieren Sie die Geschwindigkeit, da die Tiere nicht nur durchs 		
		  Überfahren, sondern bereits durch den Luftdruck vorbeifahrender 
		  Fahrzeuge ums Leben kommen.
	 -	 Nehmen Sie Rücksicht auf ehrenamtliche Helfer*innen, die schon 
		  früh morgens oder spät abends die Krötenleitzäune errichten und 
		  betreuen.
	 -	 Melden Sie Amphibienwanderungen, die nicht durch Krötenleitzäune
		  gesichert sind, auf der Internetseite des Bund Naturschutz in Bayern 		
		  e.V. oder per E-Mail an naturschutz.rku@muenchen.de.“
Weitere Informationen zu Amphibien sind hier zu finden:
	- Untere Naturschutzbehörde: naturschutz.rku@muenchen.de für das 
Gebiet der Landeshauptstadt München beziehungsweise naturschutz@
lra-m.bayern.de für den Bereich des Landkreises München.

	- BUND Naturschutz in Bayern e.V.: https://www.bund-naturschutz.de/ 
tiere-in-bayern/amphibien/wanderwege/beobachtung

https://www.bund-naturschutz.de/tiere-in-bayern/amphibien/wanderwege/beobachtung
https://www.bund-naturschutz.de/tiere-in-bayern/amphibien/wanderwege/beobachtung
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 4. Februar 2025

Amigobeschluss „Paketposthalle“ – sind die Sonderregelungen für 
den Investor gerechtfertigt? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Nicola Holtmann und Tobias Ruff 
(Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 16.1.2025

Angebot an Stadtbibliotheken ausbauen: Eine bibBox für Freimann
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Roland Hefter, Lars Mentrup, 
Klaus Peter Rupp, Dr. Julia Schmitt-Thiel, Julia Schönfeld-Knor (SPD/
Volt-Fraktion) und Mona Fuchs, Nimet Gökmenoglu, Anna Hanusch (Frak-
tion Die Grünen – Rosa Liste) vom 23.1.2023

Sparmaßnahmen gefährden die Attraktivität des Tierparks!
Flusspferdhaus unterliegt Sparzwang
Antrag Stadtrats-Mitglieder Beatrix Burkhardt, Ulrike Grimm, Dr. Evelyne 
Menges, Manuel Pretzl, Alexander Reissl, Sebastian Schall und Thomas 
Schmid (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 24.7.2023

Krieg in Nahost: Geschützte Dialog-Räume ermöglichen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Stefan Jagel, Thomas Lechner und Brigitte Wolf 
(Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 17.7.2024
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Amigobeschluss „Paketposthalle“ – sind die Sonderregelungen für 
den Investor gerechtfertigt? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Nicola Holtmann und Tobias Ruff 
(Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 16.1.2025

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 16.1.2025 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende 
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird.

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus:
„Im Vorfeld des Billigungsbeschlusses zur Bebauung des Paketpost-Are-
als wurde bekannt, dass die Stadt München die Sanierungskosten der 
denkmalgeschützten Paketposthalle durch den Investor als Teil der Ver-
pflichtungen nach der Sozialgerechten Bodennutzung (Sobon) anerkennt. 
Diese Regelung wurde offenbar in internen Runden zwischen Verwaltung, 
investornahen Fraktionen und dem Bauträger selbst ausgehandelt, ohne 
im Stadtrat oder öffentlich transparent diskutiert zu werden.
Zugleich ist unklar, ob die Sanierung tatsächlich als Investition in die sozi-
ale Infrastruktur zu bewerten ist oder primär den Interessen des Investors 
dient. Die genannten Sonderregelungen werfen grundlegende Fragen zur 
Rechtmäßigkeit und Transparenz der Entscheidungen sowie zu deren Ver-
einbarkeit mit den Grundsätzen der Sobon auf.“ 

In diesem Zusammenhang stellen Sie folgende Fragen:

Frage 1:
In der Vorlage zum Bebauungsplan 2147 wird eine Sobon-Arbeitsgruppe 
erwähnt. Auf wessen Initiative hin wurde diese gegründet? Wer waren die 
Teilnehmenden? Wer waren die Einladenden?

Antwort:
Unmittelbar nach dem ersten Beschluss des Stadtrates zur Sozialgerech-
ten Bodennutzung hat der damalige Münchner Oberbürgermeister, Chris-
tian Ude, eine hochrangig besetzte, verwaltungsinterne „Referatsüber-
greifende Arbeitsgruppe“ eingerichtet, die dem Oberbürgermeister direkt 
unterstellt ist. Die konstituierende Sitzung war am 13.5.1994. Die Arbeits-
gruppe wird vom Referat für Stadtplanung und Bauordnung federführend 
organisiert und geleitet. Es nehmen in der Regel hochrangige Vertretungen 
des Referates für Stadtplanung und Bauordnung, des Kommunalreferates, 
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des Referates für Arbeit und Wirtschaft, des Baureferates und des Refera-
tes für Bildung und Sport teil. 

Frage 2:
Handelt es sich bei dem Deal mit dem Investor, die Sanierungskosten der 
Paketposthalle als Teil der Sobon-Pflichten anzurechnen, um ein illegales 
Kompensationsgeschäft?

Antwort:
Nein, es kommt eine in den SoBoN-Verfahrensgrundsätzen vorgesehene 
Regelungsmöglichkeit zur Anwendung, im Einzelnen siehe unten zu Frage 
5. Dabei handelt es sich nicht um eine Anrechnung, sondern um eine zu-
sätzliche Verpflichtung des Investors über die „normalen“ SoBoN-Lasten 
hinaus. 

Frage 3:
Wann wurde die Denkmalwürdigkeit der Paketposthalle erkannt? Wusste 
der Investor nichts von der Denkmalwürdigkeit, als er das Paketpostareal 
gekauft hat?

Antwort:
Die Eintragung der Gleishalle des Paketpostamtes in die Denkmalliste 
erfolgte am 6.3.1996. Dem Investor war dies von Anfang an, auch beim 
Grundstückskauf, bekannt.

Frage 4:
Erhält der Investor durch diese Regelung steuerliche Vorteile?

Antwort:
Eine Stellungnahme zu steuerlichen Aspekten ist nicht möglich, sie sind 
nicht Gegenstand der Bauleitplanung.

Frage 5:
Warum wurde dieser Geheim-Deal nicht vorab transparent im Stadtrat dis-
kutiert und öffentlich gemacht?

Antwort:
Es handelt sich nicht um einen Geheim-Deal, sondern um die korrekte An-
wendung der Verfahrensgrundsätze der SoBoN in der hier maßgeblichen 
Fassung von 2017. 

Neben den regelmäßig entsprechend den SoBoN-Regularien zu tragenden 
Kosten und Lasten soll die Planungsbegünstigte hier zusätzlich auch zur 
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Sanierung und Instandhaltung der denkmalgeschützten Paketposthalle so-
wie deren Nutzbarmachung für die Öffentlichkeit verpflichtet werden. Dies 
dient insbesondere der durch die Bauleitplanung verfolgten Ziele wie der 
Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse und der Freiflä-
chenversorgung. 
Die Verfahrensgrundsätze sehen vor, dass die Planungsbegünstigten, ge-
gebenenfalls anteilig, die ursächlichen Kosten und sonstigen Aufwendun-
gen des Planungsvorhabens sowie kostenrelevante Bindungen zur Förde-
rung und Sicherung bestimmter städtebaulicher Ziele übernehmen sollen. 
Dabei werden verschiedene Kostenarten und Bindungen aufgeführt, wie 
unentgeltliche Flächenabtretungen, Herstellungskosten für Erschließungs-
anlagen und soziale Infrastruktur, sowie weitere spezifische Kosten. Die 
Verfahrensgrundsätze legen fest: „Sollen im Ausnahmefall andere ursäch-
liche Kosten übernommen werden, ist eine Entscheidung des Stadtrates 
herbeizuführen.“ Im vorliegenden Fall handelt es sich um solch einen Aus-
nahmefall, da die Kosten für die Sanierung und Nutzbarmachung der Paket-
posthalle nicht explizit in den aufgeführten Kostenarten enthalten sind. Der 
Stadtrat wurde darüber im Rahmen des Billigungsbeschlusses und vor-
behaltlichen Satzungsbeschlusses von der Anwendung dieser in den So-
BoN-Regularien vorgesehenen Ausnahme informiert und um Zustimmung 
gebeten. Gründe für eine frühere Befassung des Stadtrats lagen nicht vor.
Auf Kapitel 6.1.2 der Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 15429 wird verwiesen.

Frage 6:
Inwiefern sieht die Stadt die Sanierung der Paketposthalle als Investition in 
die soziale Infrastruktur, die eine Ausnahme von den üblichen Sobon-Vorga-
ben rechtfertigt?

Antwort:
Wie bereits unter Frage 2 und 5 dargestellt wurde, besteht die Ausnahme 
nicht darin, dass die Stadt auf übliche SoBoN-Lasten verzichten würde, 
sondern darin, dass dem Planungsbegünstigten sogar eine zusätzliche 
Last auferlegt wird. 
Die öffentliche Nutzung der Paketposthalle als Freiraum ist ein wesentli-
ches Element der Planungen für das PaketPost-Areal. Neben dem Erhalt 
eines einzigartigen Industriedenkmals kommt der denkmalgeschützten 
Halle eine wichtige Funktion bei der Freiraumversorgung der Menschen 
vor Ort zu. Das Erdgeschoss der Halle soll zentraler Freiraum mit Auf-
enthaltsqualität sein und vorrangig als Treffpunkt und für Erholung, Spiel, 
Sport, Bewegung und konsumfreie, auch kulturelle Nutzungen zur Verfü-
gung stehen. Damit kommt die Verpflichtung zur Sanierung der Paketpost-
halle einer Investition in die soziale Infrastruktur des Areals gleich und wird 
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ermöglicht durch die in den SoBoN Verfahrensgrundsätzen vorgesehene 
Ausnahmeregelung.

Frage 7:
Welche rechtliche Verbindlichkeit hat die Zusage des Investors, 50 Prozent 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen? Wie wird sichergestellt, dass diese 
Zusage auch gilt, sollte der Investor in finanzielle Schieflage geraten oder 
(wie bereits mehrmals geschehen) das Areal samt Baurecht meistbietend 
weiterverkauft?

Antwort:
Die Planungsbegünstigte hat in der Charta (Anlage 10 zur Sitzungsvorlage 
Nr. 20-26/V 15429 „Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2147 Arnulfstraße 
(südlich), Birketweg (nördlich und östlich), Wilhelm-Hale-Straße (östlich) – 
PaketPost-Areal“ der am 5.2.2025 in der Vollversammlung des Stadtrats 
behandelt werden soll) eine freiwillige Verpflichtungserklärung abgegeben, 
wonach preisreduzierte Mietwohnungen für systemrelevante Berufe er-
richtet werden sollen. 

Mit Schreiben vom 30.1.2025 hat die Planungsbegünstigte diese Selbstver-
pflichtung nochmals bekräftigt und die wesentlichen Eckdaten dargestellt. 
Danach ist die Realisierung von 5.000m² Geschossfläche als Mietwohnun-
gen für den im Schreiben beispielhaft aufgezählten Personenkreis in MU 
(6) geplant. Die Erstvermietungsmiete soll maximal derjenigen Miete pro 
Quadratmeter Wohnfläche netto/kalt entsprechen, die in der Landeshaupt-
stadt München für preisgedämpften Mietwohnungsbau gilt, und es wird 
eine Bindungsdauer von 25 Jahren zugesagt. Die Planungsbegünstigte 
erklärt sich außerdem bereit, die ordnungsgemäße Belegung der Mietwoh-
nungen gegenüber der Landeshauptstadt München nachzuweisen.

Frage 8: 
Handelt es sich bei diesem Geheim-Deal um einen möglichen Präzedenz-
fall, der Investoren bei zukünftigen Projekten motivieren könnte, ähnliche 
Forderungen zu stellen?

Frage 9:
Wenn nein, ab wie vielen Bauvorhaben, die ein Investor in München voran-
treibt, gelten Hinterzimmer-Absprachen?

Antwort zu Fragen 8 und 9:
Bei jedem Projekt wird die Anwendbarkeit der SoBoN-Regularien individu-
ell von den beteiligten städtischen Referaten geprüft, so dass kein Präze-
denzfall zu erwarten ist. 
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Bei der Aufstellung von Bauleitplänen, der Anwendung der Regularien der 
SoBoN und der Erarbeitung städtebaulicher Verträge und ihrer Folgever-
träge gibt es keine „Hinterzimmer-Absprachen“, vielmehr sehen die Ver-
fahrensgrundsätze in diesen Fällen ja gerade eine Stadtratsbefassung vor. 
Eine solche Stadtratsbefassung wird zunächst in der verwaltungsinternen 
Arbeitsgruppe Sozialgerechte Bodennutzung vorbereitet, 

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Wir 
gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Angebot an Stadtbibliotheken ausbauen: Eine bibBox für Freimann
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Roland Hefter, Lars Mentrup, 
Klaus Peter Rupp, Dr. Julia Schmitt-Thiel, Julia Schönfeld-Knor (SPD/
Volt-Fraktion) und Mona Fuchs, Nimet Gökmenoglu, Anna Hanusch (Frak-
tion Die Grünen – Rosa Liste) vom 23.1.2023

Antwort Kulturreferent Anton Biebl:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist.

Sie beantragen, eine bibBox in Freimann einzurichten, da die nächstgele-
gene Stadtteilbibliothek Schwabing weit entfernt und schwer zu erreichen 
ist und die Nachfrage nach einer Bibliothek groß ist und angesichts des 
Neubaugebiets Bayernkaserne ein Wachstum zu erwarten ist.
 
Zu Ihrem Antrag vom 23.1.2023 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Haben Sie vielen Dank für Ihre Initiative im Namen und Sinne der Freiman-
ner Bürger*innen. Eine entsprechende Empfehlung der Bürgerversamm-
lung des 12. Stadtbezirks Schwabing-Freimann haben wir im Juli 2024 
bereits positiv beantwortet (20-26/V 13554), weshalb wir uns freuen, Ihnen 
mitteilen zu können, dass die bibBox im Herbst des vorigen Jahres nach 
Neufreimann umgezogen ist, am 13. November 2024 am Heidemarkt er-
öffnet wurde und sich seither großer und anhaltender Beliebtheit erfreut. 

Unsere merklich verspätete Antwort bitten wir zu entschuldigen. Sie war 
einem internen Missverständnis geschuldet, das erst dank der Nachfrage 
der Geschäftsleitung des Kulturreferats entdeckt wurde.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Sparmaßnahmen gefährden die Attraktivität des Tierparks!
Flusspferdhaus unterliegt Sparzwang
Antrag Stadtrats-Mitglieder Beatrix Burkhardt, Ulrike Grimm, Dr. Evelyne 
Menges, Manuel Pretzl, Alexander Reissl, Sebastian Schall und Thomas 
Schmid (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 24.7.2023

Antwort Clemens Baumgärtner, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

Gemäß o.g. Antrag wird die Stadtkämmerei aufgefordert, die Anmeldun-
gen Nrn. 038 (Bau eines Zwergflusspferdhauses), 039 Bau australische 
Geozone Modul 1) und 040 (Bau südliches Australien Gelände Modul 2) 
des Referates für Arbeit und Wirtschaft im Eckdatenverfahren anzuerken-
nen. 

Da der Antrag zum Ziel hat, eine Stellungnahme der Stadtkämmerei zu än-
dern, handelt es sich im vorliegenden Fall um eine laufende Angelegenheit 
der Verwaltung (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO, § 22 GeschO), die nicht 
gemäß § 60 Abs. 9 GeschO im Stadtrat zu behandeln ist. Ich erlaube mir, 
Ihren Antrag anstelle einer Stadtratsvorlage als Brief zu beantworten.

In Ihrer Begründung führen Sie aus, dass der 1911 gegründete Tierpark 
Hellabrunn ein Publikumsmagnet für Jung und Alt gleichermaßen sei. Er 
verfüge über mehr als 500 Tierarten aus fünf Kontinenten. Über die Jahre 
seines Bestehens hinweg habe sich der Tierpark stetig verändert und wei-
terentwickelt. Alle Maßnahmen verfolgen das Konzept eines „Geozoos 
der Biodiversität“ sowie einen entsprechenden Bildungsauftrag zur Dar-
stellung und Erläuterung der globalen Biodiversität. Im März 2016 sei ein 
neuer Masterplan für den Aus- und Umbau des Zoos in den folgenden 20 
bis 25 Jahren vorgestellt und vom Aufsichtsrat verabschiedet worden. 

Die kontinuierliche Verfolgung des Masterplans sei während der Pandemie 
ausgesetzt worden. Hierzu haben auch die o.g. Maßnahmen, Bau eines 
Zwergflusspferdhauses, Bau der australischen Geozone und des Geländes, 
südliches Australien gehört. Die Kämmerei erkenne die dafür nötigen Mit-
tel im Rahmen der Eckdatenanmeldung nicht an, da es sich um freiwillige 
Maßnahmen handle. 

In der Aufsichtsratssitzung am 16.11.2023 wurde ein Grundsatzbeschluss 
mit Vorplanungsauftrag für das Projekt Zwergflusspferde gefasst. Dieser 
beinhaltet entsprechend den Regelungen des Baukostenmanagements 
in einem ersten Schritt die Erteilung des Vorplanungsauftrags (Leistungs-
phasen 1 und 2 nach HOAI) mit qualifizierter Kostenschätzung. Auf dieser 
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Grundlage kann in einer zweiten Beschlussfassung dann erst der Projek-
tauftrag erteilt werden. Die Kosten für den Neubau der Zwergflusspferd-
anlage wurden von der Gesellschaft auf ca. 20 Mio. Euro geschätzt. Die 
große Herausforderung an diesem Projekt besteht in einer planerischen 
Umsetzung eines Null-Energie-Hauses im Hinblick auf das Null-CO2-Ziel 
des Tierparks bis 2030.

Die Stadtkämmerei hat mit Stellungnahme vom 21.1.2025 zu Ihrem Antrag 
Folgendes mitgeteilt:

„Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 26.Juli.2023 mit dem Beschluss 
„Haushaltsplan 2024, Eckdatenbeschluss“ (20-26/V 09452) die Anmeldun-
gen Nrn. 038 (Bau eines Zwergflusspferdhauses), 039 (Bau australische 
Geozone Modul 1) und 040 (Bau südliches Australien Gelände Modul 2) 
des Referats für Arbeit und Wirtschaft entsprechend der Vorlage nicht be-
schlossen. 

Aufgrund der angespannten Haushalts- und Finanzlage der Landeshaupt-
stadt München besteht kein Spielraum für die Finanzierung weiterer 
freiwilliger Aufgaben. Um den städtischen Haushalt auch zukünftig ge-
nehmigungsfähig zu halten, ist ein höchstes Maß an Haushaltsdisziplin zu 
wahren. Eine zeitliche und sachliche Priorisierung der städtischen Investiti-
onsprojekte ist zwingend erforderlich. 

Im Rahmen des Eckdatenverfahrens für die Jahre 2024 ff. konnten daher 
die einschlägigen zusätzlichen Anmeldungen für das freiwillige Aufgabens-
pektrum mit den Nrn. 038 bis 040 des Referats für Arbeit und Wirtschaft 
mit einem investiven Gesamtvolumen von rund 44 Mio. Euro zugunsten 
des Tierparks somit nicht berücksichtigt werden.“

Mit den Beschlussvorlagen zur Stabilisierung des Haushalts 2024 und dem 
Eckdatenbeschluss zum Haushalt 2025 wurde darüber hinaus dargelegt, 
dass die Haushaltslage weiterhin äußerst angespannt und somit eine Fi-
nanzierung des Neubaus der Zwergflusspferdanlage nicht möglich ist.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen 
und hoffe, dass Ihr Antrag damit als erledigt gelten darf.
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Krieg in Nahost: Geschützte Dialog-Räume ermöglichen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Stefan Jagel, Thomas Lechner und Brigitte Wolf 
(Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 17.7.2024

Antwort Kulturreferent Anton Biebl

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadt-
ratsmitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der 
Stadtrat zuständig ist. Sie beantragen, dass die Stadtverwaltung damit 
beauftragt wird, unter der Schirmherrschaft von Oberbürgermeister Reiter 
eine Veranstaltungsreihe zum Themenkomplex „Krieg in Nahost“ zu organi-
sieren.
 
Der Inhalt Ihres Antrages betrifft damit eine laufende Angelegenheit, deren 
Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO dem Oberbürger-
meister obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung im Stadtrat ist daher 
rechtlich nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag vom 17.7.2024 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Sie beantragen, dass Veranstaltungen in Form offener Dialoge stattfinden 
sollen und verschiedenen Perspektiven auf den Konflikt und die damit ver-
bundenen Ängste und Auswirkungen auf das Leben in München ein Raum 
gegeben werden soll. Ziel dieser Veranstaltungsreihe soll es sein, einen 
geschützten Raum für die unterschiedlichen Perspektiven zu bieten.

Das Kulturreferat und seine Institute fördern und führen selbst Kultur-
projekte durch, die sich künstlerisch mit verschiedenen Lebensrealitäten 
auseinandersetzen und Empathie, Dialog, Begegnung ermöglichen kön-
nen. Die Tendenzen zu verkürzten Betrachtungen sowie die zunehmende 
Radikalisierung von Meinungen beschäftigen auch den Kulturbetrieb. Das 
Kulturreferat versteht die Kulturarbeit hier als Gesprächsangebot und Mög-
lichkeit, Raum für Begegnung und differenzierten Austausch auf Augen-
höhe zu schaffen. So fanden seit der Verschärfung des Nahost-Konfliktes 
nach dem terroristischen Angriff der Hamas auf Israel verschiedene Veran-
staltungen statt, die sehr gut den von Ihnen formulierten Anliegen gerecht 
werden und die Ihnen nachfolgend in einer Auswahl dargestellt werden 
(weitere ähnliche Formate sind geplant): 

Die Auseinandersetzung mit dem Nahostkonflikt ist bereits seit vielen Jah-
ren Teil der politischen Bildungsarbeit an der Münchner Volkshochschule, 
mit dem Ziel, verlässliche Informationen über historische Hintergründe, 
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verständliche Analysen komplexer Zusammenhänge und Denkanstöße 
zum weiteren Gespräch bereitzustellen. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang insbesondere die wieder-
kehrende Behandlung der Frage „Israel und Palästina – wem gehört das 
Heilige Land?“ – zuletzt im Rahmen eines dreitägigen Wochenendwork-
shops in Haus Buchenried (11/23). Für 2025 wiederum ist eine viertteilige 
Vortragsreihe zur „Geschichte des Nahost-Konflikts“ (01-02/25) geplant. 
Darüber hinaus findet sich die Auseinandersetzung mit den historischen, 
politischen und kulturellen Dimensionen des Nahostkonflikts auch wie-
derkehrend im Kursprogramm des Studium Generale abgebildet. Dies gilt 
ebenso für den Lehrplan der Nachholenden Schulabschlüsse der Münch-
ner Volkshochschule, welche sich dem Thema in den Schulfächern Ge-
schichte/Politik/Geografie sowie Politik/Gesellschaft zuwenden. 
Dabei ist die Auseinandersetzung der Münchner Volkshochschule mit 
dem Nahostkonflikt nicht allein auf die beiden Themenkomplexe Israel 
und Palästina beschränkt, sondern findet sich zugleich in weiterführenden 
Veranstaltungen zu den angrenzenden Themenfeldern Iran, Libanon o.ä. 
mitbedacht. 
Entsprechend ihres öffentlichen Bildungsauftrags setzte sich die Münch-
ner Volkshochschule zudem bereits im vergangenen November 2023 mit 
dem terroristischen und menschenverachtenden Überfall der Hamas ge-
gen Israel im Rahmen eines zwischen Alt-Oberbürger-meister Christian 
Ude und dem Journalisten Richard C. Schneider geführten Gesprächs 
„Israel im Krieg und die deutsche Nahostpolitik“ (11/23) auseinander. Ein 
Gespräch, dessen Ziel in einer ersten Annäherung an die veränderte welt-
politische Lage bestand, und welches im Oktober 2024 unter dem Titel 
„Ein Jahr nach dem 7. Oktober – wie geht es weiter im Nahen und Mittle-
ren Osten?“ fortgesetzt wurde. 
Ähnliches gilt auch für das Fachgebiet Literatur, welches sich im Frühjahr 
2023 im Kontext des Begegnungsformates „Meet your neighbours“ unter 
Beteiligung dreier Münchner Schriftstellerinnen jüdischer und palästinen-
sischer Herkunft der literarischen Auseinandersetzung mit dem aktuellen 
Kriegsgeschehen widmete. Für den Sommer 2025 wiederum ist eine ver-
tiefte Beschäftigung mit der zeitgenössischen Literatur des Nahen Osten 
geplant, die sich an einem Abend (07/25) explizit mit dem Nahostkonflikt 
auseinandersetzen wird.

Im Jüdischen Museum war im Oktober und November im Foyer die Audi-
oinstallation „7. Oktober“ zu sehen. Damit erinnerte das Jüdische Museum 
ein Jahr nach dem Terroranschlag der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 
und dem Beginn des Krieges an diese traumatische Zäsur. Zu hören war 
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das Gedicht „Schutzraum“ der israelischen Dichterin Agi Mishol. Der Text 
entstand unmittelbar nach dem Erleben des 7. Oktober und schafft einen 
Denkraum, in dem die Gräueltaten der Hamas, die Nachrichten über die 
Geiseln und die humanitäre Katastrophe der palästinischen Bevölkerung ihr 
Echo finden. 
Im Dezember fand in Kooperation mit ausARTen – Perspektivwechsel 
durch Kunst eine Lesung zu dem Ende April 2024 erschienenen Sammel-
band „Trotzdem sprechen“ statt, der die Bedeutung des Dialogs in zuneh-
mend gespaltenen Gesellschaften betont. Die Herausgeber*innen Lena 
Gorelik, Miryam Schellbach und Mirjam Zadoff lassen in dem Sammelband 
unterschiedliche Menschen zu Wort kommen, die zeigen, wie man trotz 
unterschiedlicher Perspektiven im Gespräch bleiben kann. Gemeinsam mit 
zwei der Autor*innen lud das JMM dazu ein, Gemeinsamkeiten zu entde-
cken, solidarisch miteinander sein und Ambiguität auszuhalten.
Ebenso im Dezember hielt die Kuratorin Bildung und Vermittlung des 
JMM, Sapir von Abel, gemeinsam mit Ilham Bani Odeh den Vortrag „Bünd-
nisse in interkulturellen Dialogen: Wege zur Verständigung trotz Nahost-
konflikt und zur Überwindung von Antisemitismus und Rassismus“ in der 
Hanns-Seidel Stiftung im Rahmen der Tagung „Neue Wege in der antisemi-
tismuskritischen Bildung“ organisiert vom Antisemitismusbeauftragten der 
Bayerischen Staatsregierung. 
Im Rahmen der Ausstellungen „München Displaced“ (5.7.2023 bis 
9.4.2024) und der Ausstellung im Foyer zum 7. Oktober führten die jewei-
ligen Kurator*innen und das Vermittlungsteam zahlreiche Gespräche mit 
Besuchenden, in denen zum einen die Staatsgründung Israels in ihrer Be-
deutung für die Überlebenden der Schoa, aber auch der Begriff Zionismus 
eine Rolle spielten. Die Zäsur des 7.10. für die israelische Bevölkerung als 
auch die jüdische Diaspora waren auch Gesprächsthema bei Rundgängen 
und Vermittlungsformaten. Das Ziel ist es immer, die Gesprächsräume of-
fen zu halten für alle, die ins Museum kommen und einen Austausch und 
Reflektion über Vergangenheit und Gegenwart zu fördern. 

Das NS-Dokumentationszentrum führte folgende Veranstaltungen mit 
Bezug zum Konflikt in Nahost durch: 
Im Juni 2024 diskutierten Moshe Zimmermann und Niels Beintker bei der 
Veranstaltung „Niemals Frieden?“. Der israelische Historiker Zimmermann 
sieht Israel als jüdisch-demokratischen Staat am Abgrund stehen und klagt 
gegen die israelische Politik der letzten Jahrzehnte. Er appelliert an eine 
liberal-demokratische Entwicklung im Inneren und fordert im Äußeren ei-
nem kompromissorientieren Weg dem arabischen Raum und vor allem den 
Palästinenser*innen gegenüber. Auch mit der deutschen Politik geht Zim-
mermann hart ins Gericht. 
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Am Jahrestag des Angriffs der Hamas auf Israel fand die Veranstaltung 
„Gleichzeit“ – Briefe zwischen Israel und Europa“ mit Sasha M. Salzmann 
und Ofer Waldman statt. Unmittelbar nach dem 7. Oktober begannen die 
Autorin Sasha Marianna Salzmann und der Autor und Musiker Ofer Wald-
man eine Korrespondenz über eine erschütterte Welt. 
Im Dezember sprach Carsten Hueck mit David Grossman bei der Veranstal-
tung „Frieden ist die einzige Option“ über Grossmans neues Buch. David 
Grossman forderte u.a. bei der Münchner Sicherheitskonferenz, mit allen 
Kräften für den Frieden im Nahen Osten einzutreten. 

Die Münchner Stadtbibliothek lud im Juli 2024 zu einer Lesung „Die Ge-
schichte der Israelis und Palästinenser“ mit Martin Schäuble ins Motorama 
ein. Martin Schäuble hat über viele Jahre mit Israelis und Palästinenser*in-
nen gesprochen. Sie berichten von einem Leben im Ausnahmezustand, 
von langen, erbitterten Kämpfen. Was sie aus dem Alltag erzählen, macht 
überdeutlich, dass es nicht die eine gültige Wahrheit gibt. Und der andau-
ernde Konflikt keinen Raum mehr lässt, die Stimmen der anderen Seite zu 
hören. 

Die Münchner Kammerspiele veranstalteten im Juni 2024 in Kooperation 
mit dem Bellevue di Monaco mit „Worte zwischen uns“ ein mehrteiliges 
Format mit renommierten Gästen, um als Kulturinstitution einen Ort zu 
schaffen, wo unbequeme Gespräche geführt werden können. So beleuch-
tete die Journalistin Annabel Wahba mit ihren Gästen Meron Mendel, 
Direktor der Bildungsstätte Anne Frank, und Nazih Musharbash, Präsident 
der Deutsch-Palästinensischen Gesellschaft, sowie anschließend mit zwei 
Vertretern der „Combatans für Peace“, Chen Alon und Sulaiman Khatib, die 
Rezeption des Konflikts in Deutschland ebenso wie tiefergehende Fragen 
nach den Menschen und ihren Bedürfnissen vor Ort und wie es weiter 
Richtung Frieden gehen kann. Der Abend bot verschiedenen Perspektiven 
Raum und verstärkte die Zwischentöne durch vielfältige Antworten auf 
diese schwierigen Fragen.

Das Münchner Volkstheater veranstaltete im November 2023 in Koope-
ration mit Fachstelle für Demokratie eine Gesprächsrunde zum Thema 
Antisemitismus(-kritik) in Kunst und Kultur. Unter der Moderation von Ni-
kolas Lelle (Amadeu Antonio Stiftung) diskutierten Barbara Mundel (Inten-
dantin der Münchner Kammerspiele) und Christian Stückl (Intendant des 
Münchner Volkstheaters) mit Stella Leder (Gründerin des Instituts für Neue 
Soziale Plastik, Herausgeberin des Sammelbands „Über jeden Verdacht 
erhaben? Antisemitismus in Kunst und Kultur“) über die Bedeutung von 
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Antisemitismus(-kritik) in der künstlerischen Arbeit und wie antisemitis-
muskritische künstlerische Prozesse konkret aussehen können.
Für 2025 sind weitere Veranstaltungen zum Thema geplant: am 19. Januar 
blicken die Schriftstellerin Dana von Suffrin, der Filmproduzent Martin Mos-
zkowicz und der Filmhistoriker und ehemalige Leiter der Internationalen 
Kurzfilmtage Oberhausen, Lars Henrik Gass, auf ihre Erfahrungen nach 
dem 7. Oktober 2023 zurück und diskutieren Fragen, die sich betroffenen 
Künstler*innen und Kulturschaffenden stellen in einer Zeit, in der „die Kul-
tur Spaltungen erzeugt, die sie einmal verhindern sollte“ (Lars Henrik Gass, 
Spiegel, 28.8.24). 
Der Frage, wie wir aus der diskursiven Sackgasse rauskommen, gehen 
am 14. Februar Saba-Nur Cheema, Politologin, Publizistin und Antirassis-
mus-Trainerin, Hito Steyerl Professorin für Aktuelle Digitale Medien, Aka-
demie der Bildenden Künste München, Filmemacherin und Autorin und 
Mirjam Zadoff, Direktorin des NS-Dokumentationszentrums München, 
nach. In der Gemengelage von Kunst, Kultur und Politik, bei Diskussionen 
zu Israel und Palästina, zur Ukraine und Russland oder auch den Themen 
Identität, Geschlecht und Religion ist eine immer größere Verhärtung des 
öffentlichen Diskurses zu beobachten. 

Die Fachstelle für Demokratie, mit der das Kulturreferat in einem engen 
fachlichen Austausch steht, hat im November 2024 eine Podiumsdiskus-
sion mit dem Titel „Sprechen über Antisemitismus – Der 7. Oktober 2023 
und seine Folgen“ veranstaltet. Gemeinsam mit Tahera Ameer (Programm-
vorständin der Amadeu Antonio Stiftung), Ruben Gerczikow (Publizist und 
Autor) und Prof. Dr. Lars Rensmann (Politikwissenschaftler und Antisemi-
tismusforscher, Universität Passau) wurden die aktuellen Debatten rund 
um das Thema Antisemitismus sortiert. Dabei ging es unter anderem 
um die Instrumentalisierung des Themas durch die extreme Rechte, die 
mangelnde Selbstreflexion in Teilen der Linken sowie die Frage, wieso das 
Sprechen über den tief verankerten Antisemitismus in unserer Gesell-
schaft bis heute so häufig auf Abwehr stößt. Ziel der Veranstaltung war es, 
der Komplexität der aktuellen Debatten gerecht zu werden und dabei eine 
Haltung zu schärfen, die Antisemitismus und Rassismus in jeder Form und 
aus jeder Richtung gleichermaßen erkennt, benennt und bekämpft – und 
die sich gerade dadurch auch der Vereinnahmung durch falsche Freunde 
widersetzt.

Auch das Referat für Bildung und Sport (RBS) sieht im Kontext des 
Nahost-Konflikts dringenden Handlungsbedarf in der Politischen Bildungs-
arbeit. Schulen als zentrale Orte des Lernens und der Begegnung sind von 
den Diskussionen und emotionalen Dynamiken rund um das Thema un-
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mittelbar betroffen. Das RBS begrüßt daher die Idee der vorgeschlagenen 
Tandem-Gespräche mit Vertreter*innen unterschiedlicher Positionen, um 
Schüler*innen die Möglichkeit zu geben, verschiedene Perspektiven auf 
den Nahost-Konflikt kennenzulernen. Dieser Ansatz kann Verständnis, Em-
pathie und differenzierte Meinungsbildung fördern.

Wichtig ist dabei, solche Tandem-Gespräche in ein umfassendes päda-
gogisches Konzept einzubinden, um den sensiblen Anforderungen des 
Themas gerecht zu werden. Der Konflikt ist historisch, politisch und emo-
tional hochkomplex. Viele Schüler*innen, insbesondere solche mit fami-
liären Wurzeln oder Bezügen in den betroffenen Regionen, können durch 
die Auseinandersetzung stark emotional belastet werden. Daher müssen 
Schulen bei der Umsetzung solcher Formate gezielt unterstützt werden, 
um auch einen sowohl inhaltlich fundierten als auch pädagogisch reflek-
tierten Rahmen für die Gespräche schaffen zu können, unter anderem im 
Hinblick auf eine fachlich fundierte, multiperspektivische Darstellung ge-
schichtlicher Ereignisse, aber auch bezüglich des achtsamen Umgangs mit 
persönlichen Betroffenheiten sowie psychischen Belastungssituationen 
von Schüler*innen. Wichtig ist eine klare Formulierung der Ziele und Rah-
menbedingungen in Abstimmung mit allen Beteiligten.

Somit ist auch die Auswahl der Referierenden und der Moderation von 
zentraler Bedeutung. So muss die Moderation bspw. in der Lage sein, mit 
kontroversen und emotional aufgeladenen Diskussionen umzugehen und 
deeskalierend zu wirken, um nicht ggf. bestehende Spannungen und Kon-
flikte in der Schulgemeinschaft weiter zu verstärken.

Das RBS schlägt daher vor, die Tandem-Gespräche im Rahmen eines Pilot-
projekts an ausgewählten Schulen durchzuführen. Das Pilotprojekt könnte 
von einer interdisziplinären Arbeitsgruppe entwickelt und begleitet werden. 
Die Arbeitsgruppe könnte aus Vertreter*innen verschiedener Fachstellen, 
Pädagog*innen und auch Schüler*innen bestehen. Das Pilotprojekt könnte 
über ein Schuljahr laufen und mehrere Termine an unterschiedlichen Schul-
arten umfassen. Auf Basis der Rückmeldungen aus der Praxis können die 
Konzepte weiterentwickelt werden.

Zusätzlich zu den Tandem-Gesprächen sind Fortbildungsangebote für Lehr-
kräfte und pädagogisches Fachpersonal wichtig. Das Pädagogische Institut 
– Zentrum für Kommunales Bildungsmanagement (PIZKB) bietet beispiels-
weise zahlreiche Fortbildungen für Lehrkräfte an, die sich im – und explizit 
mit dem Thema Antisemitismus und Antimuslimischer Rassismus ausei-
nandersetzen. Diese können in der Auseinandersetzung mit dem Thema 



Rathaus Umschau
4.2.2025, Seite 22

Nahost-Konflikt eine wertvolle Ergänzung darstellen. Die Fortbildungsange-
bote werden künftig weiter nachfrage- und bedarfsgerecht ausgebaut mit 
dem Ziel, dass sie Lehrkräften an Münchner Schulen anlassbezogen und 
möglichst kurzfristig bereitstehen.

Zusätzlich finden Lehrkräfte bzw. pädagogisches Personal auf der Website 
des PIZKB: www.pi-muenchen.de („Aktuelle Beiträge“) laufend Hinweise 
zu Fortbildungen, Materialien, und Beratung im Kontext „Folgen von Krieg 
und globalen Krisen“.

Das RBS begrüßt den Antrag und unterstützt das Anliegen, geschützte Di-
alogräume zu schaffen. Diese können einen nachhaltigen Beitrag zu mehr 
Verständnis und Respekt leisten, wenn sie mit einer umfassenden Vorbe-
reitung, einer professionellen Moderation und einer begleitenden Reflexion 
einhergehen.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.

http://www.pi-muenchen.de
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Verpackungen besser und bürgerfreundlicher recyclen: Wert- 
stofftonne oder gelbe Tonne! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, Anna  
Hanusch, Ursula Harper, Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Gudrun  
Lux, Clara Nitsche, Angelika Pilz-Strasser, Dr. Florian Roth, Florian  
Schönemann, Christian Smolka, Sibylle Stöhr und Sebastian  
Weisenburger (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) 

 
Ein Booster für Mehrweg und für eine saubere Stadt: Kommu- 
nale Verpackungsabgabe einführen – jetzt! 
Antrag Stadträtinnen Ursula Harper, Nimet Gökmenoğlu, Gunda  
Krauss, Sofie Langmeier, Clara Nitsche und Sibylle Stöhr (Fraktion  
Die Grünen – Rosa Liste) 
 
Räumung von Bettenlagern in München ohne vorherige An- 
kündigungen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Hans-Peter Mehling, Dr. Evelyne Men- 
ges, Manuel Pretzl, Thomas Schmid und Matthias Stadler (Stadt- 
ratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
Klärung der Zuständigkeiten und von Einwilligungen zur Räu- 
mung von überdachten Flächen und Privateigentum bei  
Bettenlagern 
Antrag Stadträtin Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU  
mit FREIE WÄHLER) 

 
Münchner Wohnen – Benchmark 
Anfrage Stadträte Hans Hammer und Alexander Reissl (Stadtrats- 
fraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
Klimanotstand: Klimaziele dürfen nicht aufgegeben werden! 
Dringlichkeitsantrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner,  
Nicola Holtmann und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) 
 



 

 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 

Rathaus 
 

München, 04.02.2025 
 
 
 
 
 
 

Verpackungen besser und bürgerfreundlicher recyclen: Wertstofftonne oder 
gelbe Tonne! 

 

Antrag 

Der Abfallwirtschaftsbetrieb München wir beauftragt, ab dem 01.01.2027 auf dem 
Gebiet der Landeshauptstadt München, ein Holsystem für Verpackungen 
einzuführen.  

 

 

Begründung: 

Seit 01.01.2024 testet die Landeshauptstadt München in mehreren Vierteln drei Hol-
sammelsysteme: den gelben Sack, die gelbe Tonne und die Wertstofftonne. Die 
ersten Evaluierungen zeigen, dass in diesen Gebieten deutlich mehr 
wiederverwertbarer Verpackungsmüll gesammelt wird, als in den Stadtteilen mit den 
Wertstoffinseln. Auch die Erfahrungen anderer Kommunen zeigen, dass Holsysteme 
die Recyclingquoten erhöhen. Zudem ist ein Holsystem bürgerfreundlicher und 
barrierefreier als das bisherige Bringsystem der Wertstoffinseln.  

 
Die Grünen – Rosa Liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620 
www.gruene-fraktion-muenchen.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 
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Die Werststofftonne erleichtert das Sortieren, da hierbei nicht nach Leicht-
Verpackungen und Nichtverpackungen getrennt wird, sondern nach Stoffen. Es kann 
dort also auch die gebrauchte Zahnbürste oder die kaputte Bratpfanne entsorgt 
werden. Bei der gelben Tonne wird nach den ersten Erfahrungen sortenreiner 
gesammelt. Beide Tonnen stellen einen deutlichen Vorteil gegenüber dem gelben 
Sack dar und erst recht gegenüber den Wertstoffinseln. Davon sollen baldmöglichst 
alle Münchner*innen profitieren. Welches System das bessere für München ist 
werden die nächsten Sortieranalysen zeigen. Daher sollte bereits vor dem Ablauf des 
Pilotversuchs mit den Dualen Systemen Verhandlungen im Sinne eines Holsystemes 
für ganz München geführt werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fraktion Die Grünen – Rosa Liste  
Initiative: 
Sibylle Stöhr 
Anna Hanusch 
Gudrun Lux 
Angelika Pilz-Strasser 
Paul Bickelbacher 
Christian Smolka 
Mona Fuchs 
Sebastian Weisenburger 
Florian Schönemann 
Sofie Langmeier 
Clara Nitsche 
Ursula Harper 
Gunda Krauss 
Dr. Florian Roth 
 
Mitglieder des Stadtrats 
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 

Rathaus 
 

München, 04.02.2025 
 
 
 
 
Ein Booster für Mehrweg und für eine saubere Stadt: Kommunale 
Verpackungsabgabe einführen - jetzt!  
 
Antrag 
  
Das RKU wird beauftragt, gemeinsam mit der Stadtkämmerei ein Konzept für die 
Einführung einer kommunalen Abgabe auf Einwegverpackungen orientiert am Vorbild von 
Tübingen vorzulegen. Dies umfasst  
  

• Prüfung der rechtlichen, organisatorischen und finanziellen 
Rahmenbedingungen für die Einführung der Abgabe,  

• enge Einbindung relevanter Akteur*innen (z.B. Gastronomie, Handel, 
Verbände etc.),  

• Entwicklung einer Kommunikationsstrategie,  
• Darstellung einer Zeitschiene bis zur Umsetzung  
• eine Darstellung, wie mit den Einnahmen einer Verpackungsabgabe die 

Münchner*innen entlastet werden können  

 
Begründung: Das Bundesverwaltungsgericht hat am 22.01.2025 nach einem 
Rechtsstreit der Stadt Tübingen in letzter Instanz die Kompetenz zugesprochen, eine 
örtliche Abgabe auf Einweggeschirr, -verpackungen und -besteck in der Gastronomie zu 
erheben. Die Landeshauptstadt München sollte nun auch im Sinne der Kommunalen 
Selbstverwaltung diesen Weg einschlagen.  
  
 
 
 
 
 
 

Die Grünen – Rosa Liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620 
www.gruene-fraktion-muenchen.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 



 

Die Reduzierung von Verpackungsabfällen und der Erhalt unserer natürlichen 
Ressourcen sind in unser allem Interesse - München sollte die Chance ergreifen, eine 
Vorreiterrolle in Bayern einzunehmen und als Vorbild für weitere Städte und Gemeinden 
zu dienen, die sich für eine nachhaltige Abfallbewirtschaftung und den Schutz unserer 
Umwelt einsetzen.  
 
München will Zero-Waste-City werden. Um dieses Ziel zu erreichen müssen alle 
Maßnahmen in Betracht gezogen werden, die zur Reduzierung von Abfall beitragen, vor 
allem auch im öffentlichen Raum. Mit den Einnahmen aus einer Verpackungsabgabe 
stünden mehr Einnahmen für die Straßenreinigung und somit für eine saubere Stadt zur 
Verfügung. Geprüft werden sollte auch, ob mit einer kommunalen Verpackungabgabe 
die Müllgebühren stabilisiert oder sogar gesenkt werden könnten. Eine kommunale 
Verpackungsabgabe würde einen Baustein darstellen, der nach dem Verursacherprinzip 
auch nur diejenigen belastet, die Einwegverpackungen verwenden. Die 
Verpackungsabgabe hat nachweislich Lenkungswirkung für weniger 
Einwegverpackungsmüll. So hat Tübingen in Relation zur Bevölkerung die meisten 
mehrwegnutzenden Gastrono- 
miebetriebe Deutschlands.  
  
Bei der Ausgestaltung dieser Abgabe in München sollten relevante Verbände, Handel 
und Gastronomie eng mit einbezogen werden, damit ein Konzept gefunden wird, das die 
Gastronomie bei der Anschaffung von Mehrweggeschirr unterstützt. Auf städtischen 
Flächen wie z.B. dem Viktualienmarkt gilt bereits ein verpflichtendes Mehrweggebot – 
eine kommunale Verpackungsabgabe würde für alle Gastronomen gelten und somit 
Gleichbehandlung schaffen. Wir hätten eine für alle Gastronomen eine gerechte Lösung, 
die stadtweit für alle greift. 
 
 
 
Fraktion Die Grünen – Rosa Liste  
Initiative: 
Sibylle Stöhr 
Ursula Harper 
Clara Nitsche 
Sofie Langmeier 
Gunda Krauss 
Nimet Gökmenoğlu 
Mitglieder des Stadtrats 
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
         

                           04.02.2025  
 
Räumung von Bettenlagern in München ohne vorherige Ankündigungen 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, Räumungen von Bettenlagern im öffentlichen Raum 
künftig ohne vorherige Ankündigung durchzuführen, um die Effektivität der Maßnahmen zu 
steigern und Verhinderungsstrategien entgegenzuwirken. 
 
Begründung     
 
In mehreren Bereichen Münchens, darunter dem Gebiet um den ehemalige Kaufhof am Alten 
Botanischen Garten, sind zunehmend Lager von Obdachlosen und Bettlern entstanden. Diese 

Lager beeinträchtigen die Aufenthaltsqualität und das subjektive Sicherheitsgefühl der 
Münchner Bürgerinnen und Bürger erheblich. 
 
Die bisherige Praxis, Räumungen im Vorfeld anzukündigen, hat sich in vielen Fällen als ineffektiv 
erwiesen. Die betroffenen Personen verlassen die Lager vor dem Räumungstermin und kehren 
später zurück, was den Erfolg der Maßnahmen erheblich beeinträchtigt und zusätzliche 
Ressourcen bindet. 
 
Eine Änderung der Vorgehensweise hin zu unangekündigten Räumungen würde dazu beitragen, 
die Lager dauerhaft aufzulösen und die öffentliche Ordnung in den betroffenen Bereichen 

wiederherzustellen. Im Rahmen der Räumung sind auch die Aufenthaltsgenehmigungen der 
angetroffenen Personen auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen. Dabei ist selbstverständlich 
darauf zu achten, dass die Maßnahmen sozialverträglich sowie würdevoll gestaltet und 
begleitende Angebote zur Unterstützung der betroffenen Personen bereitgestellt werden. Bei 
den Räumungen könnten z.B. unmittelbar Notunterkünfte vermittelt und Sozialdienste die 
Maßnahmen vor Ort begleiten. Dadurch wird die Handlungsfähigkeit der LHM gestärkt und die 
Effektivität von Räumungsmaßnahmen erhöht, um die Lebensqualität und Sicherheit nachhaltig 
zu verbessern. 
 

Dr. Evelyne Menges (Initiative)  Manuel Pretzl   Matthias Stadler 

stv. Fraktionsvorsitzende   Fraktionsvorsitzender  Stadtrat  
 
Thomas Schmid    Hans-Peter Mehling 
Stadtrat     Stadtrat 
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         

               04.02.2025 
 
Klärung der Zuständigkeiten und von Einwilligungen zur Räumung von überdachten 
Flächen und Privateigentum bei Bettenlagern 
 

Die Landeshauptstadt München wird beauftragt, rechtlich abschließend prüfen zu lassen, ob 

überdachte Flächen und Privateigentum von der Stadtverwaltung bei der Entstehung von 

Bettenlagern geräumt werden dürfen. Wo es erforderlich und rechtlich unklar erscheint, tritt 

die Verwaltung mit Geschäftsleuten und Grundstückseigentümern in Kontakt, um 

entsprechende Einwilligungen einzuholen, die überdachten Flächen und Privatgrundstücke 

durch die LHM räumen zu lassen. 

 

Begründung     
 

Die Räumung von Bettenlagern im Münchner Stadtgebiet wird derzeit regelmäßig durch unklare 

Zuständigkeiten behindert. Insbesondere bei überdachten Flächen vor Geschäften und in 

Bereichen, die möglicherweise dem Privateigentum zuzuordnen sind, ist unklar, ob die LHM zur 

Räumung berechtigt ist. Dies führt häufig zu Verzögerungen und verhindert ein zügiges Handeln 

im Interesse der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 

 

Um die Effektivität von Räumungsmaßnahmen zu erhöhen, ist eine klare Abstimmung mit den 

betroffenen Eigentümern und Geschäftsleuten erforderlich. Nur so kann sichergestellt werden, 

dass die Stadt rechtlich abgesichert handelt und die Räumungen ohne unnötige Verzögerungen 

durchgeführt werden können. 

 

Die Verwaltung wird daher aufgefordert dort, wo erforderlich, mit den Eigentümern und 

Geschäftsleuten zur Klärung der Rechtslage in den Dialog zu treten, schriftliche Einwilligungen 

für Räumungen durch die Stadt auf überdachten Flächen und Privateigentum einzuholen sowie 

einen einheitlichen Prozess zur schnellen Abklärung der Zuständigkeit in zukünftigen Fällen zu 

schaffen. Hierfür ist eine abschließende rechtliche Prüfung in Auftrag zu geben. 

 

 

Dr. Evelyne Menges 

stv. Fraktionsvorsitzende 
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ANFRAGE 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         

                04.02.2025 

 
Münchner Wohnen – Benchmark 

 
In der aktualisierten Beschlussvorlage des Kommunalreferates zum Bauvorhaben Nimmerfallstraße 

steht: 

„Die durchschnittlichen Herstellungskosten pro Quadratmeter Wohnfläche liegen für die  

von der Münchner Wohnen zu realisierenden Neubauten von Wohnimmobilien aktuell im  

Mittel bei ca. 6.591 Euro brutto/m² Wfl. inkl. Tiefgarage und projektspezifischer Sonderkosten wie Ver-

bauarbeiten, Wasserhaltung, Weißer Wanne, besondere Schall- und Wärmeschutz und Verwendung 

von besonderen Materialien, etc. “1 

 

Dazu bitten wir um die Beantwortung folgender Fragen: 

 

1. Gibt es institutionalisierte Vergleiche – Benchmarks – für Wohnungsbaugesellschaften öffentli-

cher Eigentümer und/ oder privater Wohnungsbauer? 

 

2. Sind dem Planungsreferat ggf. solche bekannt? 

 

3. Nimmt die Münchner Wohnen ggf. an solchen Benchmark-Untersuchungen teil? 

 

4. Sind dem Planungsreferat oder der Münchner Wohnen Baukosten anderer öffentlicher oder 

privater Wohnungsbauer bekannt? 

 

 

Alexander Reissl (Initiative)     Hans Hammer   

Stadtrat       Stadtrat 

 
1 Quelle: Landeshauptstadt München, Kommunalreferat, Sitzungsvorlage Nr. 20-26 V 14951, Vollver-
sammlung 18.12.2024 



Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
Telefon: 089 / 233 - 26922 ● oedp-ml-fraktion@muenchen.de 

 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 04.02.2025 
Dringlichkeitsantrag 
zur Behandlung in der Vollversammlung des Stadtrats am 05.02.2025:  

Klimanotstand: Klimaziele dürfen nicht aufgegeben werden! 

Der Stadtrat bekräftigt die Ziele des 2019 ausgerufenen Klimanotstands und verpflichtet sich 
weiterhin zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2035 sowie zum Ziel, den Anteil des 
öffentlichen Verkehrs bis 2030 auf 30 % zu steigern. 

Begründung: 

Die Klimakrise schreitet unaufhaltsam voran. 2024 lag die globale Durchschnittstemperatur 
1,6 Grad über dem vorindustriellen Niveau.1 Trotzdem herrschen im öffentlichen Diskurs 
aktuell andere Themen vor. 

Doch München trägt als Großstadt eine besondere Verantwortung, einen Beitrag zur 
Reduktion der CO₂-Emissionen und zum Klimaschutz zu leisten. Ohne konsequente 
Maßnahmen zur Klimaneutralität bis 2035 wird die Stadt ihre selbst gesetzten Ziele krachend 
verfehlen. 

Leidtragend sind schon heute die Münchner:innen: Immer heißere Sommer, immer häufigere 
Tropennächte, vermehrte Hochwasser, zunehmende Wetterextreme und Luftschadstoffe 
verschlechtern die Lebensqualität der Bürger:innen. 

Mit der Ablehnung des Änderungsantrags der ÖDP/München-Liste im Wirtschaftsausschuss2 
sowie der Zustimmung zur Beschlussvorlage (siehe Seite 6 Erstabschätzung der 
Auswirkungen auf die Verkehrsentwicklung und Stadtentwicklung) droht der Klimanotstand 
faktisch außer Kraft gesetzt zu werden. droht der Klimanotstand faktisch außer Kraft gesetzt 
zu werden. Wird dieser Beschluss in der Vollversammlung bestätigt, werden der bereits 
beschlossene Klimanotstand und die Klimaziele wieder aufgehoben. Es besteht also 
dringender Handlungsbedarf. 

Wer jetzt den bereits eingeschlagenen Klimaschutz-Weg verlässt, riskiert unumkehrbare 
Schäden durch das Überschreiten von Kipppunkten. Ein Verschieben von Zielen hätte 
katastrophale Folgen! 

Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
Sonja Haider, stellv. Fraktionsvorsitzende 
Nicola Holtmann, Umweltpolitische Sprecherin 
Dirk Höpner, Stadtrat 

 
1 https://www.tagesschau.de/wissen/klima/copernicus-bericht-2024-100.html   
2 Zu Vorlage Nr. 20-26 / V13693 

https://www.tagesschau.de/wissen/klima/copernicus-bericht-2024-100.html
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Dienstag, 4. Februar 2025 

 
 

Mit die modernsten Herzkatheterlabore Europas stehen in  
Bogenhausen: Hochmoderne Medizintechnik live erleben:  
Die neue Kardiologie der MüK Bogenhausen öffnet ihre  
Pforten  
Pressemitteilung München Klinik gGmbH 

 
 



  
      
 

Medien-Einladung „Neue Kardiologie“: 

Für Film- und Fotoaufnahmen sowie O-Töne geeignet. Bitte um Anmeldung! 
 
 
 

 

 
München Klinik gGmbH 

Thalkirchner Straße 48 
80337 München 

Geschäftsführung: 

Dr. med. Götz Brodermann (Vorsitzender) 
Petra Geistberger, Dr. Tim Guderjahn 
 

Aufsichtsrat: Oberbürgermeister  
Dieter Reiter (Vorsitzender) 

Handelsregister: 

München HRB 154 102 
USt-IDNr.: DE814184919 

 

Geschäftsführung 
 
Pressesprecher 

Raphael Diecke 

 

Stellv. Pressesprecherin 

Ann Sophie Landgraf 

 

München Klinik  

Fritz-Erler-Straße 30 

81737 München 

 

T 089 452279-492 

F 089 452279-749 

 

presse@muenchen-klinik.de 

 

muenchen-klinik.de 

 

 

 
 

 

 

Mit die modernsten Herzkatheterlabore Europas stehen in Bogenhausen: 

Hochmoderne Medizintechnik live erleben: Die neue 

Kardiologie der MüK Bogenhausen öffnet ihre Pforten 

 

Mittwoch, 5. Februar 2025, 13.00 – 14.00 Uhr 

München Klinik Bogenhausen, Englschalkinger Straße 77, Treffpunkt Haupteingang 

 

Es ist das neue Herzstück der München Klinik Bogenhausen: Über mehrere Jahre wurde der 

kardiologische Funktionsbereich mit Echo-, EKG- und Ambulanzräumen komplett umgebaut, 

modernisiert und um ein viertes Herzkatheterlabor vergrößert. Mit rund 1.400 Quadratmetern 

steht Personal und Patient*innen jetzt doppelt so viel Raum zur Verfügung, und darin die 

modernste Medizintechnik Europas. Seit 2023 ist der Betrieb in den neuen Räumen 

angelaufen, seit Ende 2024 sind auch die letzten Umbauarbeiten beendet und die Kardiologie 

erstrahlt in neuem Glanz. Bevor nachmittags die Münchner*innen den neuen Bereich beim 

„Tag der offenen Tür“ erleben können, ermöglichen wir Medienvertreter*innen einen 

exklusiven Einblick durch die modernen Herzkatheteranlagen, in denen minimalinvasive 

Eingriffe am Herzen auf höchstem Niveau stattfinden. Die Labore sind ansonsten dauerhaft für 

die Versorgung der Patient*innen in Betrieb und keine Führungen möglich. Auch am 

Besichtigungstag ist ein Labor für die Patientenversorgung reserviert.  

 

Ablauf:  

13.00 – 13.10 Uhr: Begrüßung durch Dr. Götz Brodermann (Geschäftsführer), Dr. Lydia 

Hekeler (Ärztliche Klinikleitung) und das kardiologische Team um Prof. Ellen Hoffmann 

(Chefärztin), PD Dr. Florian Straube (Leitender Oberarzt) und Marie-Theres Brennauer 

(Pflegerische Leitung Funktionsbereich und Herzkatheterlabor). 

 

13.10 – 13.45 Uhr: Rundgang durch die neue Kardiologie und Herzkatheterlabore. 

Moderne Medizintechnik zum Anfassen und live erleben. Das kardiologische Team 

demonstriert anschaulich die neuen technischen Möglichkeiten. Die an der Decke 

schwebenden Strahlenschürzen „Zero Gravity“ und das hochmoderne 3D-

Mappingsystem, das Herzen auf dem Bildschirm in „Landkarten-Ansicht“ zum Leuchten 

bringt, sind beeindruckende Film- und Fotomotive.  

  

13.45 – 14.00 Uhr: Möglichkeit für Gespräche, Interviews und O-Töne mit den Beteiligten 

 

Wir bitten um Voranmeldung an presse@muenchen-klinik.de bis 4. Februar.  
 
 

mailto:presse@muenchen-klinik.de
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Die München Klinik ist mit Kliniken in Bogenhausen, Harlaching, Neuperlach, Schwabing und Europas größter Hautklinik in der Thalkirchner 
Straße Deutschlands zweitgrößte kommunale Klinik und der größte und wichtigste Gesundheitsversorger der Landeshauptstadt München. 
Die München Klinik bietet als starker Klinikverbund Diagnostik und Therapie für alle Erkrankungen in München und im Umland und genießt 
deutschlandweit einen ausgezeichneten Ruf – mit innovativer und hoch spezialisierter Medizin und Pflege und gleichzeitig als erster 
Ansprechpartner für die medizinische Grundversorgung. Rund 110 000 Menschen lassen sich hier im Schnitt pro Jahr stationär und 
teilstationär behandeln. Mit jährlich über 6000 Geburten kommen hier deutschlandweit die meisten Babys zur Welt. Auch in der 
Notfallmedizin ist die München Klinik die Nummer 1 der Stadt: Über 130 000 Menschen werden jedes Jahr in den vier Notfallzentren 
aufgenommen – das entspricht rund einem Drittel aller Notfälle der Landeshauptstadt. Die Kliniken sind entweder Lehrkrankenhaus der 
Ludwig-Maximilians-Universität oder der Technischen Universität München. Die hauseigene Pflege-Akademie ist mit rund 500 
Ausbildungsplätzen die größte Bildungseinrichtung im Pflegebereich in Bayern. Als gemeinnütziger Verbund finden in der München Klinik 
Daseinsvorsorge und herausragende Medizin zusammen und stellen das Gemeinwohl in den Vordergrund: Über die medizinisch-
pflegerische Versorgung hinaus gibt es großen Bedarf, der vom Gesundheitssystem nicht refinanziert wird – wie etwa das Spielzimmer für 
Geschwisterkinder. Und auch die Mitarbeitenden aus Medizin und Pflege, die sich mit ihrer täglichen Arbeit für die Gesundheitsversorgung 
Münchens einsetzen, können von Zuwendungen in Form von Spenden profitieren – beispielsweise durch die Finanzierung von zusätzlicher 
Ausstattung, Erholungsmöglichkeiten und Fortbildungen. Dafür zählt jeder Euro. 
 

https://www.muenchen-klinik.de/
https://www.muenchen-klinik.de/spende/geld-spende/
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